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Vorwort 

Die vorliegende Arbeit ist eine ergänzte Überarbeitung meiner 
Dissertation, die im Sommer 1970 der Rechts- und Staatswissenschaft-
lichen Fakultät der Philipps-Universität Marburg vorgelegen hat. Die 
ursprüngliche Ausarbeitung hatte ich in der Verwertung von Literatur 
und Rechtsprechung im Dezember 1969 abgeschlossen. Soweit es mir 
erforderlich  erschien, habe ich die Arbeit um die Literatur "und Recht-
sprechung ergänzt, die bis einschließlich Dezember 1970 erschienen 
bzw. zugänglich geworden ist und diese nach Möglichkeit vol l in den 
Text eingearbeitet. Dabei ist insbesondere die Dissertation von Hermann 
Schönfelder  zu erwähnen, die sich im wesentlichen mit dem gleichen 
Fragenkreis befaßt wie die vorliegende Arbeit. Während jedoch 
Schönfelder das Schwergewicht auf eine Zusammenstellung und Aus-
wertung einzelner Rechtsvorschriften  gelegt hat, kam es mir entschei-
dend auf die dogmatische Erarbeitung einer Lösung des Problems der 
Polizeipflicht von Hoheitsträgern an. Insofern ergänzen sich beide 
Arbeiten. Sie sind im übrigen auch zu durchaus unterschiedlichen 
Ergebnissen gelangt. Die Übereinstimmung von Teilergebnissen — vor 
allem die Ablehnung jeder Differenzierung  zwischen fiskalischem und 
hoheitlichem Handeln als Voraussetzung einer Polizeipflicht von Ho-
heitsträgern sowie die Ablehnung einer Unterscheidung zwischen 
materieller und formeller  Polizeipflicht — ist um so bemerkenswerter. 

Hinsichtlich der in der Arbeit äußerlich erkennbar verarbeiteten 
Literatur habe ich mich bewußt beschränkt; mein Ziel war nicht 
bibliographische Vollständigkeit, sondern Überschaubarkeit des Ge-
dankengangs. Die Auseinandersetzung mi t den verschiedenen Teil-
fragen war durch den Blick darauf begrenzt, was sie für die Erörterung 
meines Themas beitragen konnten. Die einzelnen Abschnitte sind 
demgemäß keine aus dem Zusammenhang lösbaren Darstellungen der 
dort erörterten Probleme. Auch unmittelbar zur Frage einer Polizei-
pflicht von Hoheitsträgern erschließt sich die Fülle der jeweils mög-
lichen Belegstellen bisweilen erst über die Verweisung auf andere 
Autoren; ich habe mich aber bemüht, mich mit allen auseinanderzu-
setzen, die einen eigenständigen Beitrag zur Lösung des Problems 
geleistet haben. Auf die Erstellung eines Abkürzungsverzeichnisses habe 
ich verzichtet; die verwendeten Abkürzungen entsprechen dem üblichen 
Sprachgebrauch, wie er aus dem Duden und dem Abkürzungsverzeichnis 
von Kirchner  (2. Aufl. 1968) folgt. Die Abkürzungen und Fundstellen 
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der Pölizeigesetze sind über die Fußnoten 209, 210 zu Β und 10, 11 zu F 
auffindbar. 

Der Gedanke, mich mit der Frage einer Polizeipflicht von Hoheits-
trägern zu beschäftigen, ist mir anläßlich der Korrektur und der 
Ausarbeitung eines Lösungsvorschlags für eine Hausarbeit gekommen, 
die Herr Prof.  Dr. Dr. Pirson in einer Vorgerücktenübung gegeben 
hatte. Auch wichtige Gedankengänge meiner Arbeit beruhen auf Uber-
legungen, die Prof.  Pirson in seinen Marburger Kollegs vorgetragen 
hat. Schließlich sind in die vorliegende Fassung der Arbeit auch zahl-
reiche Anregungen eingegangen, die ich der Kr i t i k von Herrn Prof. 
Dr. Dr. Pirson und Herrn Prof.  Dr. Häberle als Berichterstatter ver-
danke. 

Für ihre unermüdliche Mitarbeit bei der Herstellung des Manuskripts 
und ihre Geduld und Aufmerksamkeit  in langen Gesprächen über das 
Thema der Arbeit danke ich meiner Frau. 

Herrn Ministerialrat a. D. Dr. Johannes Broermann danke ich für die 
Aufnahme meiner Arbeit in die Reihe der „Schriften zum öffentlichen 
Recht". 

Marburg/Lahn, im Februar 1971 
Wolf  gang Wagner 
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Α. Einleitung 

I . Einführung in die Fragestellung 

1. Rechtliche Regelungen im staatlichen Innenbereich 

Eine Polizeipflicht von Hoheitsträgern, was immer das im einzelnen 
bedeutet, setzt voraus, daß zwischen verschiedenen Organisationsein-
heiten der öffentlichen  Verwaltung (Hoheitsträgern) — im sogenannten 
„Innenbereich" der Verwaltung — überhaupt Beziehungen rechtlicher 
Ar t möglich sind. Nach klassischer Verwaltungsrechtslehre war dies 
durchaus zweifelhaft.  So klammerte etwa Otto  Mayer  den „Innen-
bereich" aus dem Bereich des Verwaltungsrechts ganz aus1. Der Grund 
für diese Auffassung  ist letztlich in dem historischen Vorgang zu 
suchen, der zur Entstehung des sogenannten „klassischen" Gesetzes-
begriffs  geführt  hat. 

Als Ergebnis des politischen Kampfes des Bürgertums gegen die 
absolute Monarchie band dieser „klassische" Gesetzesbegriff,  soweit 
Einschränkungen von Freiheit und Eigentum in Frage standen, den 
Monarchen an Rechtsnormen, bei deren Entstehung die Repräsentations-
organe der bürgerlichen Gesellschaft mitwirkten. Die Bürger waren 
zur Befolgung der mi t diesen Normen oder auf ihrer Grundlage ge-
troffenen  „staatlichen" Anordnungen — aber auch nur dazu — ver-
pflichtet (Gesetzesvorbehalt). Indem sich der Gesetzesbegriff  auf diese 
Bindung der monarchischen Staatsgewalt beschränkte, setzte er den 
Staat als handelnden Organismus voraus, der seine Grundlage außer-
halb des Rechts hatte — in der Person des Monarchen und schließlich 
in der Abstraktion der „juristischen" Person. Der in dieser „Person" 
verkörperte Staat konnte — als Person — unmöglich Anordnungen 
gegen sich selbst erlassen. Freilich mußten zur Verwirkl ichung des 
Staatszwecks Anordnungen — auch allgemeiner Ar t — nicht nur an die 
Bürger, sondern auch an die zahlreichen organisatorischen Untergliede-
rungen der staatlichen Verwaltung ergehen; diese Anordnungen waren 
aber keine „rechtlichen", sondern innerpersonale Vorgänge eigener Art . 
I m Laufe der Rechtsentwicklung ist die ursprünglich vorgenommene 
Zuordnung bestimmter Bereiche zu diesem innerpersonalen Raum frag-
würdig geworden. So ist die Annahme von „besonderen Gewaltverhält-
nissen" als Titel für eine („rechtsfreie")  Anwendung staatlichen 

ι Verwaltungsrecht I , S. 13. 
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Zwangs eingeschränkt worden2; Untersuchungen der „mehrstufigen 
Verwaltungsakte" haben die Bewertung der einzelnen Mitwirkungs-
akte als nur „interne" Vorgänge aufgegeben3. Aber auch die Hegeln, 
deren Zuordnung zum internen Bereich nicht zweifelhaft  ist, werden 
heute vielfach nicht mehr als innerpersonale Vorgänge eigener Ar t 
angesehen, sondern als Rechtsakte4 — die systematisch richtige Be-
trachtungsweise im republikanischen Staat, der nur existiert, soweit 
er rechtlich verfaßt ist5. Auf dieses „Innenrecht" sind freilich die 
Postulate des bürgerlichen Rechtsstaates nicht ohne weiteres über-
tragbar, die im Anwendungsbereich des klassischen Gesetzesbegriffs,  im 
Verhältnis von Staat und Gesellschaft, entwickelt worden sind — ver-
waltungsinterne Normen und Einzelweisungen unterliegen nicht dem 
Gesetzesvorbehalt und selbst der Vorrang von Gesetzen vor internen 
Regelungen ist nicht selbstverständlich6. 

2. „Außenrecht" im staatlichen Innenbereich 

Schon dem geltenden Recht der konstitutionellen Monarchie entsprach 
freilich die Beschränkung des Gesetzesbegriffs  auf die Freiheits- und 
Eigentumsklausel nicht ausnahmslos7. Endgültig hat aber erst das 
Sozialstaatsgebot des Grundgesetzes deutlich gemacht, daß der Zweck 
öffentlich-rechtlicher  Gesetze nicht darin liegt, staatliche Eingriffe  zu 
ermöglichen und zu beschränken, sondern in der Beeinflussung und 
bewußten Gestaltung konkreter gesellschaftlicher Situationen. Diese 
Betrachtungsweise ist durch das verstärkte Aufkommen der staatlichen 
Leistungsverwaltung gefördert  worden, kann aber nicht auf diesen 
Bereich beschränkt bleiben; denn die Eingriffe  in Freiheit und Eigentum 
sind — nicht anders als staatliche Leistungen — nur Gestaltungsmittel 
zur Verwirklichung der hinter ihnen stehenden Zwecke. Diese Zwecke 
können gerade im Eingriffsbereich  vielfach nur dann verwirkl icht 
werden, wenn sich die staatlichen Organe ebenso verhalten, wie es von 
den Bürgern gefordert  wird. So ist das Ziel der Verkehrssicherheit 
nur dann zu erreichen, wenn sich auch staatliche Fahrzeuge an die 
Verkehrsregeln halten; die im Baurecht zum Ausdruck kommenden 
Vorstellungen über Baugestaltung und Bausicherheit können nur 
verwirkl icht werden, wenn sich auch der Staat als Bauherr nach ihnen 
richtet; die Reinhaltung von Flüssen ist nur dann gewährleistet, wenn 

2 Vgl. H.J.Wolff,  Verwaltungsrecht I , §32 I V c 3 , S.184f. 
3 Vgl. H.J.Wolff , Verwaltungsrecht I , §46 V c 2 , S.303f.; Sauer,  Zusam-

menwirken verschiedener Verwaltungsbehörden, insbes. S. 28 ff.,  S. 95 ff.,  je-
weils m. w.N. 

4 Nachweise bei Ewald  i n DVB1.1970, 237 (241 Fußn. 51). 
s Hesse, Grundzüge, S. 10 ff. 
6 Rupp, Grundfragen,  insbes. S. 70 ff. 
7 Maunz  i n Maunz-Dürig-Herzog, Grundgesetz, Ar t . 20 Rdnr. 95. 
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das Verbot, ungeklärte Abwässer einzuleiten, auch für staatliche 
Unternehmen gilt. 

Daß derartige Rechtsnormen grundsätzlich auch für den Staat gelten, 
w i rd heute nicht mehr in Zweifel gezogen8; auch der Gesetzgeber geht 
davon aus: Die Sonderregelungen zugunsten bestimmter Hoheitsträger® 
setzen unausgesprochen voraus, daß die Hoheitsträger im übrigen 
gebunden sind. Obwohl diese Wirkungsrichtung von Normen also kaum 
als bemerkenswerte Tatsache angesehen werden kann, bleiben doch 
einige Besonderheiten festzuhalten: Der „Staat" ist im Hinblick auf 
dieselbe Pflicht Bindender und Gebundener zugleich; die rechtliche 
Bindung von Hoheitsträgern aufgrund dieser Rechtsnormen besteht 
nicht „korrespondierend" zu der Rechtsstellung der Bürger, sondern 
„parallel" zu ihr. Das bedeutet, daß das Verhalten staatlicher Organe 
insoweit aufgrund von Normbefehlen gebunden ist, die zwar in dem 
konkreten Rechtsverhältnis ausschließlich „ intern" wirken, die im 
Gegensatz zu den übrigen Normen des „Innenbereichs" aber wegen der 
„parallelen" Geltung für die Bürger nur dann wirksam sind, wenn sie 
im Gesetzgebungsverfahren  zustande gekommen sind und sich im Rah-
men der Grundrechtsbestimmungen halten — ohne daß dadurch die 
Hoheitsträger selbst Grundrechtsträger  würden. 

3. Polizeiliche Anordnungen gegen Hoheitsträger 

Ist einmal die Bindung von Hoheitsträgern an Normen bejaht, die 
(auch oder primär) eine „parallele" Bindung der Bürger bewirken, so 
liegt es nahe, die Hoheitsträger auch im Rahmen des Vollzugs dieser 
Normen den Bürgern gleichzustellen10. Das würde bedeuten, daß die im 
Verhältnis zu den Bürgern zuständigen Vollzugsorgane auch gegen-
über Hoheitsträgern Anordnungen zum Vollzug der Normen erlassen 
und die Befolgung dieser Anordnungen erzwingen können. 

Die Frage nach der Möglichkeit derartiger Anordnungen und ihrer 
rechtlichen Qualifizierung (sind sie Verwaltungsakte?) stellt sich in 
der Praxis vor allem im Bereich des Polizeirechts. Seit dem Beginn 
einer eigentlichen Verwaltungsrechtsprechung in Deutschland ist die 
Befugnis der Polizeibehörden, gegen andere Hoheitsträger durch den 

8 BVerwGE 29,52 (56f.); Menger  und Erichsen  i n VerwArch 60,89 (94f.); 
nach Werner  Weber  sind Hoheitsträger „erst recht" zur Beachtung solcher 
Normen verpflichtet — in APF 1958,65 (66). 

» z. B. § 35 StVO (entspricht § 48 StVO a. F.), weitere Nachweise bei Schön-
felder,  Polizeiliche Eingrif fe  gegen Hoheitsträger, S. 96 ff.,  insbes. S. 111 ff. 

Auch die Übertragung der für das Staat-Bürger Verhältnis konzipierten 
Gerichtsbarkeit auf die Beziehung zwischen einzelnen Hoheitsträgern bietet 
sich an; sie ist der Gegenstand einer Vielzahl neuerer rechtswissenschaft-
licher Untersuchungen, vgl. die Monographien von Bleutge,  Hoppe, Kisker 
und Tsatsos;  wei terhin Ewald  i n DVB1.1970,237 ff.;  Hoppe i n DVB1.1970, 
845ff.;  Lorenz  i n AöR 93,308 ff. 

2 Wagner 


